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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 145/09 B 
 
L 5 R 111/08 (Hessisches LSG) 
S 17 R 457/06 (SG Gießen) 
 
 
 
…………………………………... , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Mai 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.   S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.   F i c h t e   

und   K a l t e n s t e i n    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 6. März 2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht-

lichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 6.3.2009 hat das Hessische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des Klä-

gers auf ungekürzte Rentenzahlung nach Maßgabe von § 5 des Gesetzes zu Regelung von 

Härten im Versorgungsausgleich (VAHRG) verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Begründung vom 5.5.2009 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des 

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß 

dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass 

diese Fragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen 

der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und 

§ 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). 

 

Der Kläger wirft die Frage auf, 

"ob für die Anwendung des § 5 I VAHRG ausschließlich auf die notariell beurkundete 

Scheidungsfolgenvereinbarung abgestellt werden muss oder ob die im Vorfeld unstreitig 

abgesprochenen Motive des Klägers und seiner geschiedenen Ehefrau zu berücksichti-

gen sind." 

 

Damit formuliert der Kläger bereits keine Rechtsfrage. Denn ihm geht es nicht um die 

Auslegung der Härteregelung des § 5 VAHRG, sondern um die Tatsachenfrage, inwieweit die 

angeblich mit seiner geschiedenen Ehefrau "im Vorfeld unstreitig abgesprochenen Motive" bei 

der Frage zu berücksichtigen sind, ob es sich bei einer Zahlung von 150.000 DM anlässlich der 

Scheidung um eine Unterhaltsabfindung gehandelt hat. Hierzu teilt er mit, dass das LSG in der 

Zahlung - auch nach Beweisaufnahme - lediglich einen "Wertausgleich" für Sachwerte gesehen 

habe. Diese tatsächliche Feststellung ist für das Revisionsgericht bindend, weil sie nicht mit 

Verfahrensrügen angegriffen worden ist (§ 163 SGG).  
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Von einer weiteren Begründung sieht der Senat gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG 

ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung bei-

zutragen. 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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